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In München sollen noch in diesem Jahr 
die ersten Robotaxis Fahrgäste durch die 
Stadt befördern. Rechtlich nicht ohne 
Folgen, besonders wenn es „kracht“: 
Stand bei Verkehrsunfällen bislang 
menschliches Fehlverhalten im Vorder-
grund, rückt die Fehlerhaftigkeit des 
Autos in den Fokus. Damit verschiebt 
sich das tradierte gefüge der Straßen-
verkehrshaftung spürbar zur Produkt-
haftung des herstellers.

Bislang trugen zwei personalisierte 
Säulen die haftung: die verschuldensun-
abhängige gefährdungshaftung des 
halters sowie die Verschuldenshaftung 
des Fahrers. Bei autonomen Fahrzeugen 
entfällt die Fahrerhaftung, weil jeder 
Mitfahrer nur gast seines Fahrzeugs ist. 
Die halterhaftung bleibt jedoch be-
stehen und tritt neben die Produkthaf-
tung. Nach der Eu-Produkthaftungs-
richtlinie, die ab Dezember 2026 scharf 
gestellt sein wird, gelten künftig auch 
Software und KI-Systeme als Produkte. 
werden solche Systeme unter Kontrolle 
des Autoherstellers in das Produkt in-
tegriert oder mit ihm verbunden, haftet 
nicht nur der Endhersteller, sondern 
auch der Dienstleister als hersteller 
einer Komponente.

Dabei setzt eine haftung stets einen 
Produktfehler voraus; in Betracht kom-
men Fabrikations-, Instruktions- und 
Konstruktionsfehler. So müssen herstel-
ler etwa die cybersicherheit gewährleis-
ten: Fehlt der gebotene  Schutz gegen 
hackerangriffe, liegt ein Produktfehler 
vor. Entscheidend ist die Beweislast. Sie 
verbleibt grundsätzlich beim geschädig-
ten: Der Produktfehler ist von ihm zu be-
weisen. Das ist anspruchsvoll, denn wie 
soll er beurteilen, ob der Algorithmus  
fehlerhaft gearbeitet hat?

Die neue Produkthaftung begegnet 
diesem ungleichgewicht mit zwei ge-
waltigen Erleichterungen. Erstens trifft 
den hersteller eine offenlegungspflicht 
für Beweismittel vor gericht; kommt er 
ihr nicht nach, wird zugunsten des ge-
schädigten ein Produktfehler vermutet. 
Zweitens greifen Vermutungen für Feh-
lerhaftigkeit oder Kausalität auch dann, 

wenn der Nachweis übermäßige techni-
sche oder wissenschaftliche Schwierig-
keiten bereitet oder wenn eine Pflicht-
verletzung feststeht und der Schaden ty-
pischerweise dazu passt. Erst das macht 
die Frage nach dem fehlerhaften Algo-
rithmus handhabbar.

Die deutschen Bestimmungen sehen 
zudem vor, dass die autonomen Fahr-
funktionen bei Robotaxis nur in be-
stimmten Bereichen aktiviert werden 
dürfen. Dieser Betriebsbereich definiert 
die zulässigen Einsatzstrecken und Ein-
satzbedingungen und markiert die 
grenze der Nutzung des Fahrzeugs im 
Straßenverkehr. Deshalb müssen bei 
einem Funktionsausfall im Betriebsbe-
reich nicht nur die zivilrechtlichen haf-
tungsregelungen in den Blick genom-
men werden. Ein derartiger Vorfall 
kann auch ein Indiz dafür sein, dass die 
regulatorischen Voraussetzungen für 
den genehmigten autonomen Betrieb 
nicht mehr vorliegen.

hinzu tritt das deutsche Personenbe-
förderungsgesetz, nach dem Robotaxis 
alle Formen des „gelegenheitsverkehrs“ 
offenstehen, insbesondere die Verkehrs-
formen Taxi und Mietwagen. Beide Ver-
kehre unterscheiden sich strukturell er-
heblich, etwa darf der Mietwagenver-
kehr nur auf Bestellung betrieben 
werden und unterliegt der heftig um-
strittenen Rückkehrpflicht.

Für autonome Flotten sind diese Dif-
ferenzierungen folgenreich, weil unter 
anderem geschäftsmodell, Einsatz-
steuerung und Verfügbarkeit je nach 
Verkehrsform unterschiedlich auszuge-
stalten sind. hinzu treten weitere techni-
sche Anforderungen an die Fahrzeuge. 
Auch ein Robotaxi wird daher nicht al-
lein an der Zulässigkeit seiner Automati-
sierungsfunktion zu messen sein, son-
dern ebenso daran, ob es als Taxi oder 
Mietwagen in die jeweilige personenbe-
förderungsrechtliche Betriebsform und 
deren technische wie betriebliche Vor-
gaben passt. chRISTIAN MAyER

ThoMAS KLINDT

Die Autoren sind Partner  der Kanzlei Noerr.

Wer für Unfälle 
mit Robotaxis haftet
Das autonome Fahren hat auch Konsequenzen
 für die haftung. was beachtet werden muss.

D er wohnungsmarkt in deut-
schen Metropolen ist ange-
spannt. Bezahlbare Mietwoh-
nungen sind Mangelware. Die 

seit 2015 geltende Mietpreisbremse wird 
bisweilen durch möblierte Vermietungen 
umgangen: Schwarze Schafe bieten spär-
lich möblierte wohnungen zu Preisen 
über der ortsüblichen Vergleichsmiete 
an. Die Politik reagiert mit dem Ruf nach 
Regulierung.

Doch nicht jede möblierte Vermietung 
ist Missbrauch. Junge Berufstätige, die 
eine Stelle in einer großstadt antreten, 
oder ausländische Fachkräfte mit befris-
tetem Aufenthalt suchen hochwertig aus-
gestattete, sofort beziehbare wohnun-
gen. Dieses „Zeitwohnen“ hat sich als 
eigenständiger, seriöser Markt etabliert 
und ist für eine mobile Arbeitswelt un-
verzichtbar.

Das Land Berlin hat im Frühjahr per 
geänderter Verwaltungsvorschrift ver-
fügt, dass in Milieuschutzgebieten der 
wechsel von unbefristeter zu befristeter 
möblierter Vermietung als genehmi-
gungspflichtige „Nutzungsänderung“ 
gilt. Die genehmigung soll regelmäßig 
versagt werden. Praktisch bedeutet dies 
ein Verbot des Zeitwohnens in großen 
Teilen Berlins.

Juristisch steht diese Praxis auf wackli-
gen Füßen, denn dem Land fehlt für eine 
solche Regulierung die Kompetenz. was 
eine Nutzungsänderung ist, ist im Bauge-
setzbuch und der verwaltungsgerichtli-
chen Rechtsprechung bundeseinheitlich 
gefasst. Nach ständiger Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts liegt 
„wohnen“ vor, wenn drei Merkmale er-

füllt sind: eine auf Dauer angelegte häus-
lichkeit, eigenständige haushaltsführung 
und Freiwilligkeit des Aufenthalts. Zeit-
wohnungen mit Mindestmietdauer, Mel-
demöglichkeit und Postempfang erfüllen 
diese Kriterien – ob befristet oder unbe-
fristet vermietet wird, ändert an der Nut-
zungsart nichts.

Berlin droht ein Debakel wie beim 
„Mietendeckel“. Das Bodenrecht ist 
gegenstand der konkurrierenden ge-
setzgebung von Bund und Ländern. und 
der Bund hat mit dem Baugesetzbuch von 
dieser Kompetenz abschließend ge-
brauch gemacht. Auch das Mietpreisrecht 
fällt unter die Bundeskompetenz; deshalb 
hob Karlsruhe den Berliner „Mietende-
ckel“ 2021 auf.

Ein Land darf bundesrechtlich deter-
minierte Begriffe nicht per Verwaltungs-
vorschrift umdefinieren. Das führt im 
Übrigen zu einem erheblichen haftungs-
risiko: Verweigern Bezirke genehmi-
gungen auf dieser grundlage, drohen 
dem Land Berlin Amtshaftungsansprü-
che betroffener Vermieter wegen ent-
gangener Mieteinnahmen. Sinnvollere 

Instrumente gegen Mietmissbrauch 
(Ausbau der Mietpreisprüfstelle, Berli-
ner Mietenkataster, wohnungsaufsichts-
gesetz) stehen bereit, ohne ein ganzes 
Marktsegment zu treffen.

Parallel arbeitet der Bundesgesetzge-
ber derzeit an einer eigenen Regulie-
rung des „Zeitwohnens“. Das Paket 
„Mietrecht II“ der Bundesregierung 
sieht zwei Kernelemente vor: Erstens 
eine zeitliche grenze – ab sechs Mona-
ten Mietdauer soll kein „vorübergehen-
der gebrauch“ mehr vorliegen, sofern 
kein besonderer Anlass beim Mieter be-
steht; dann greift die Mietpreisbremse. 
Zweitens eine Deckelung des Möblie-
rungszuschlags auf eine angemessene 
höhe: Nach aktuellem Stand des gesetz-
entwurfs soll ein Möblierungszuschlag 
„angemessen“ sein, wenn er maximal 
ein Prozent des Zeitwerts der Möbel be-
trägt. Die Angemessenheit soll ferner 
vermutet werden, wenn der Möblie-
rungszuschlag zehn Prozent der Netto-
kaltmiete für die unmöblierte wohnung 
nicht übersteigt. Die erste Lesung im 
Bundestag fand am 9. Juli 2026 statt, 

zweite und dritte Lesung sind nach der 
Sommerpause vorgesehen.

Verfassungsrechtlich bedenklich sind 
beide Berechnungsmethoden: Sie treffen 
hochwertige Möblierungen und kleine 
wohnungen unverhältnismäßig hart. Eine 
an der ohnehin niedrigen Nettokaltmiete 
orientierte Pauschale erzwingt eine Ab-
wärtsspirale bei der Ausstattung. Die Zeit-
wert-Methode und die geringe höhe von 
nur einem Prozent blenden Kostenpunkte 
wie Möbelverschleiß und strukturell höhe-
ren Leerstand aus. Im Ergebnis bleiben 
gerade minderwertig möblierte Angebote 
– gegen die der gesetzgeber eigentlich 
vorgehen will – noch möglich. hochwerti-
ge Angebote, die die Nachfrage der mobi-
len Arbeitswelt bedienen, werden ver-
drängt. Dabei existieren mildere Mittel.

Vor allem aber verstößt die geplante 
Regulierung gegen Europarecht. Die Ver-
mietung möblierten wohnraums ist eine 
Dienstleistung im Sinne der Eu-Dienst-
leistungsrichtlinie. Deren Art. 15 ver-
langt, dass höchstpreisvorgaben durch 
zwingende gründe des Allgemeininte-
resses gerechtfertigt, erforderlich und an-
gemessen sein müssen. Ein Verstoß führt 
zur unanwendbarkeit der nationalen Re-
gelung und kann ein Eu-Vertragsverlet-
zungsverfahren auslösen.

Dabei zeigen unsere europäischen 
Nachbarn, dass differenzierte Regelun-
gen möglich sind: Frankreich kennt den 
„bail mobilité“ – einen Mobilitätsmiet-
vertrag für ein bis zehn Monate, der 
einen vorübergehenden Zweck voraus-
setzt, aber ohne starre Preisdeckelung 
auskommt. Italien hat mit „contratti tran-
sitori“ Übergangsverträge für ein bis 
achtzehn Monate geschaffen. Spanien 
und Österreich kennen ebenfalls flexible 
Vertragsformen.

und die Eu-Kommission hat im De-
zember 2025 einen Plan für erschwingli-
chen wohnraum vorgelegt, der Zeitwoh-
nen ausdrücklich als mobilitätsfördernde 
wohnform anerkennt. Ein deutscher Al-
leingang mit pauschalen Deckelungen liefe 
dieser Linie zuwider und wäre unions-
rechtlich riskant. Sachgerechter wäre eine 
differenzierte Regulierung, die gezielt 
gegen Missbrauch vorgeht, ohne ein für die 
Mobilität in Deutschland und Europa un-
verzichtbares Marktsegment zu ersticken.

Die Autoren sind Rechtsanwälte der Kanzlei 
GSK Stockmann.

Wo der Missbrauch beginnt
Berlin greift bei 
 möblierten wohnungen 
durch, und der Bund 
plant eine Deckelung. 
Doch rechtlich ist das 
gar nicht so einfach. 
Von Ulrich Battis 
und Jan Hennig

Möblierte Wohnungen sind nicht immer ein Ärgernis.        Foto      Lucas Bäuml

M it steigendem Alter wächst 
Dietrich Volles Bedürfnis 
nach Ruhe: „Zu hause 
bleibt die Musik häufiger 

stumm“, gesteht der opernsolist, der seit 
fünf Jahren eigentlich im Ruhestand ist, 
hinter den hallenartigen Kulissen der 
Frankfurter oper. Teile des Sets für die 
Mozart-oper „così fan tutte“ stehen hier 
herum, allerdings fehlen die Darsteller. 
Es sind Theaterferien.

Die könnten Volle fünf Jahre nach sei-
nem Renteneintritt eigentlich egal sein. 
Trotzdem bedeuten die spielfreien wo-
chen auch für ihn, sein Ruhebedürfnis voll 
auskosten zu können. Als gastsänger geht 
Volle weiter seiner „großen Leidenschaft“ 
nach. In der vergangenen Spielzeit sang er 
an zwanzig Abenden in der oper.

Ein Jahr nach seinem Renteneintritt 
hatte der Intendant ihn als gastsänger 
zurück auf die Bühne geholt. Für Volle 
war das wie ein glücksfall. „Ich bin im 
ersten Jahr der Rente in ein Loch gefal-
len“, sagt er. Auf die Bühne zurückzukeh-
ren, habe allerdings auch finanzielle 
gründe gehabt.

Ein Viertel seines Alterseinkommens 
verdient Volle mit dem Engagement und 
kleineren Auftritten neben der Rente da-
zu. Ein Bonus, auf den er nicht verzichten 
möchte. was er durch seine Rente und 
die Auftritte einnehme, gebe er auch wie-
der aus. „Ich mag das Stadtleben. Daran 
teilzunehmen, ist mir wichtig.“ Zum Spa-
ren bleibe nicht viel übrig.

Dass Volle sogar im Ruhestand weiter 
als Solist auf der Bühne steht, war für ihn 
nicht immer selbstverständlich. „Es war 
bei mir ein langer, mühsamer weg an die 

oper“, sagt er. Nach dem Abitur studierte 
Volle erst Ingenieurwissenschaften und 
fing in einem kleinen Druckereibetrieb 
an. Lange interessierte er sich überhaupt 
nicht für opern. „Ich habe schnell wegge-
hört, wenn die Damen angefangen ha-
ben, so hoch zu singen“, sagt er. Dann, 
mit Mitte zwanzig, veränderte ein Besuch 

einer Freiluftvorstellung von „Aida“ in 
Verona für ihn alles. „Das war ein un-
glaubliches Spektakel“, schwärmt Volle.

hört man ihm zu, fällt es schwer, sich 
vorzustellen, wie Volles sonore Bariton-
stimme nicht schon früher den weg auf 
die Bühne gefunden hat. Selbst beim 
Sprechen setzt er seine Stimme wie ein 
Instrument ein und drückt sich sehr über-

legt aus. Das habe ihm bei anderen Leu-
ten schon früh imponiert, erzählt Volle. 
während seines Zivildienstes in Bielefeld 
meldete er sich deswegen für ein Sprech-
training an. Schließlich war es seine 
Sprechtrainerin, die ihn zu dieser Zeit 
häufiger mit in die oper nahm.

Dann fand er in der Zeitung eine An-
zeige des Extrachores an der Bielefelder 
oper: „Singfreudige Männer gesucht“. 
Volle meldete sich und wurde genom-
men. Nebenbei kümmerte er sich in der 
Druckerei in einem abgedunkelten Raum 
um Fotografien, sang dabei, so viel er 
konnte, und handelte sich unter seinen 
Kollegen den Spitznamen „Dunkelkam-
mersänger“ ein. Als Volle mit dem Lohn 
in der Druckerei seine Bafög-Schulden 
abgestottert hatte, kündigte er seine 
eigentlich sichere Stelle, um als Sänger 
geld zu verdienen.

Seine Eltern seien nicht begeistert ge-
wesen, erinnert sich Volle. Sie hätten da-

ran gezweifelt, dass die oper noch eine 
Zukunft habe. Schließlich hätten sie 
trotzdem mit seiner Entscheidung Frie-
den geschlossen, auch weil drei von Vol-
les sieben geschwistern Künstler gewor-
den seien: eine Flötistin, ein Schauspieler 
und ein „sehr, sehr, sehr, sehr“ erfolgrei-
cher opernsänger, erzählt Volle fast be-
schämt, als würde er sich ertappt fühlen. 
„Der hatte weltweit Erfolg, aber Frank-
furt ist ja auch eine welt“, sagt er und gibt 
zu: „In so einer Familie geht es immer 
auch um Aufmerksamkeit. Da liegt es 
nah, dass man sich einen Beruf sucht, in 
dem man beklatscht wird.“

Über mehrere kurze Beschäftigungen 
kam er schließlich nach Frankfurt, wo er 
festes Mitglied im opernchor wurde. Als 
angestellter Sänger an der oper wird Vol-
le nach Tarifvertrag bezahlt. heute ver-
dienen chorsänger und Solisten zwi-
schen 3500 und 4000 Euro im Monat. 
und der Job sei besonders sicher, sagt 

Volle. Langjährige chorsänger seien 
praktisch unkündbar. Solisten dagegen 
würden häufiger ausgetauscht, aber ver-
dienten nicht viel mehr als chorsänger.

Schaut man auf Volles Lebensweg, 
wird allerdings klar: Berufliche Sicher-
heit hat beim Sänger nicht unbedingt den 
höchsten Stellenwert. Für ihn bedeutete 
das Anfang der Neunziger, trotz aller Ri-
siken eine Stelle als Solist anzustreben. 
Am Staatstheater wiesbaden klappte es 
1993. Zur selben Zeit lernte er seine Frau 
kennen, die zwei Kinder mit in die Ehe 
brachte. Kurz danach kamen noch zwei 
Töchter dazu.

Mitten in der Familiengründung kam 
es dann so, wie es vielen Solisten geht, 
wenn ein neuer Programmdirektor an der 
oper übernimmt: Volle wird als Solist ge-
kündigt. „Da kamen Existenzängste auf“, 
sagt er. Zwar arbeitete seine Frau als Ärz-
tin, wegen der Kinder aber nur in Teilzeit. 
„Das Budget für die Familie mussten wir 

immer zu zweit erwirtschaften“, sagt Vol-
le. „Ein Einkommen hätte nicht ge-
reicht.“ Mit gastverträgen an verschiede-
nen opern sicherte Volle zwar ein festes 
Einkommen, war dafür aber viel unter-
wegs. „Das war familiär irgendwann 
nicht mehr machbar.“ 2001 kehrte er als 
festangestellter chorsänger zur Frankfur-
ter oper zurück.

Für den Aufbau einer Altersvorsorge 
neben der gesetzlichen Rentenversiche-
rung blieb wegen der vier Kinder nicht 
viel übrig. Als Sänger zahlte er noch in 
eine Zusatzrente der Versorgungsanstalt 
Bühne ein. Investiert oder zusätzliche 
Versicherungen abgeschlossen habe er 
nie. Das gilt auch nicht für seinen größten 
wert: seine Stimme. Rückblickend findet 
Volle, er sei „blauäugig gewesen“, immer 
vom Besten auszugehen und nicht einmal 
eine Berufsunfähigkeitsversicherung ab-
zuschließen. „Ich habe einfach immer da-
rauf vertraut, dass meine Stimme hält.“

Nach einigen Jahren als chorsänger 
meldet sich Volles Ehrgeiz zurück. „Ich 
wollte wieder in eine Solistenstelle“, sagt 
er. Nur seine Frau habe er erst nicht von 
seinem Vorhaben überzeugen können. 
Seinem Intendanten signalisierte Volle 
trotzdem immer wieder Interesse. Zur 
Spielzeit 2007 wurde dann ein Platz für 
ihn frei. Diesmal währte sein glück län-
ger. Bis zu seinem Ruhestand 2021 ist 
Volle Solist geblieben.

Volle und seine Frau wohnen heute in 
einer 100 Quadratmeter großen Miet-
wohnung in Frankfurt-Dornbusch und 
zahlen etwa 2000 Euro Miete. Fürs Alter 
habe das Ehepaar immer individuell ge-
plant. Zwar teilen sie sich ihre Finanzen, 
aber er würde auch ohne das Einkommen 
seiner Frau zurechtkommen, sagt Volle. 
Er konnte sich auf seine Rente verlassen, 
auch wenn Volle gerne mehr vorgesorgt 
hätte: „Aber woher nehmen?“ Nennens-
wertes Eigentum habe er nicht.

Sollte es für ihn in ein paar Jahren end-
gültig an der oper vorbei sein, möchte er 
sich noch einen Job suchen, um sich 
neben seiner Rente ein finanzielles Pols-
ter zu schaffen und seinen Lebensstan-
dard halten zu können. Zusammen geben 
er und seine Frau im Monat mit Miete und 
Auto etwa 4500 Euro aus. was sie einneh-
men, würden sie auch ausgeben, sagt Vol-
le. Besonders wert legen sie auf gutes Es-
sen, das „gerne bio“ sein darf. Für etwa 
600 Euro kaufen sie im Monat Lebensmit-
tel ein. Etwa 300 Euro, schätzt Volle, ge-
ben er und seine Frau für Restaurantbesu-
che aus. Dazu kommen in „bescheidenem 
umfang“ Reisen, bald geht es zum wan-
dern ins Allgäu – Volle hat die Trekking-
schuhe jetzt schon geschnürt.

Was sich ein Opernsänger im Alter leisten kann
Für seinen Traum, 
an der oper als 
Solist zu singen, ist 
Dietrich Volle immer 
wieder finanzielle 
Risiken eingegangen. 
Nicht alle seine 
Pläne gingen auf.
Von Marek Michaelis, 
Frankfurt

Singt auch im Ruhestand noch an der Frankfurter Oper: Dietrich Volle        Foto      Inga Klöber

Gut Gerüstet 
für die rente?
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